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Rundschreiben   II/2005
Hinweise zur Hilfegewährung in Einrichtungen und der damit verbundenen Berechnung des notwendigen Lebensunterhaltes gemäß § 35 SGB XII

Sehr geehrte Damen und Herren,

bei der Hilfegewährung in Einrichtungen handelt es sich um einen sehr komplexen Leistungsbereich der zudem vom Gesetzgeber unübersichtlich und zum Teil missverständlich ausgestaltet wurde. Erschwerend kommt hinzu, dass es keine bzw. keine nachvollziehbare Gesetzesbegründung gerade für die Neufassung des § 35 SGB XII gibt. Wie schon in der Vergangenheit, wird in solchen Situationen leider erst durch die Rechtsprechung nähere Klarheit geschaffen werden können. Bis dahin sind, soweit möglich, die üblichen Auslegungskriterien heranzuziehen. Die Grenze der Auslegung bleibt der Wortlaut, dessen Korrektur grundsätzlich allein dem Gesetzgeber obliegt. Auf dieser Grundlage nehme ich zur Hilfegewährung in Einrichtungen wie folgt Stellung.

Für Hilfen in Einrichtungen richten sich Art, Inhalt und Umfang der Leistungen und die hierfür zu leistenden Vergütungen nach den Vereinbarungen gemäß § 93 Abs. 2 BSHG bzw. § 75 Abs. 3 SGB XII. 

Aufgrund des Umstandes, dass bislang die Hilfearten entsprechend § 27 Abs. 3 BSHG nicht getrennt wurden, beinhalten die Vereinbarungen sowohl Maßnahmeleistungen als auch Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Es erfolgte lediglich eine grobe Zuteilung zu den Bestandteilen der Vergütung (Maßnahmepauschale, Grundpauschale und Investitionsbetrag) auf der Grundlage der Landesrahmenverträge in Anlehnung an die Bundesempfehlung. Diese vom Gesetzgeber mindestens vorzunehmende Aufteilung der Vergütung ist weder hinsichtlich des bisherigen Inhalts, noch hinsichtlich der Anzahl der Bestandteile der Vergütung zwingend. 

Der Gesetzgeber hat die Vergütungsstrukturen teil- und vollstationärer Leistungen unverändert gelassen, so dass das Vergütungsrecht wie bisher zur Anwendung kommt. Aufgrund des Wegfalls des § 27 Abs. 3 BSHG ist es jedoch notwendig, die Leistungsarten nach ihrer Höhe zu beziffern.

Sofern die Hilfegewährung künftig als Geldleistung erfolgt, wird zusätzlich betont, dass die, möglicherweise auch in ein Persönliches Budget einfließende, Vergütung eine bestimmte und feststehende Leistung verkörpert. Eine andere Betrachtungsweise würde die Verbindlichkeit der Vereinbarungen auch für die Sozialleistungsempfänger und damit auch die Hilfegewährung durch den Sozialhilfeträger in Frage stellen

Der Gesetzgeber hat trotz heftiger Diskussion dem Vergütungsbezug in § 35 SGB XII eine Absage erteilt, da Art, Inhalt und Umfang der Leistungen, also der Hilfe zum Lebensunterhalt und der Maßnahmeleistungen sich von Einrichtung zu Einrichtung sehr unterscheiden. Es lässt sich auch keine allgemeinverbindliche und abstrakte inhaltliche Aufteilung zwischen Hilfe zum Lebensunterhalt und Maßnahmeleistung vornehmen. Der Vorschlag einer pauschalen Aufteilung z.B. des Investitionsbetrages von 75 v.H. zu 25 v.H. wurde aufgegeben. So lässt sich eben nicht abschließend klären, welche Aufwendungen gerade dadurch bedingt sind, dass die Hilfe in einer Einrichtung erbracht wird. Die Vergütungsbestandteile lassen sich weder einrichtungsbezogen noch allgemein eindeutig dem einen oder dem anderen Bereich zuordnen.

Daher handelt es sich bei der Unterscheidung in Hilfe zum Lebensunterhalt und in andere Maßnahmeleistungen um eine rein formelle Aufteilung der Höhe nach. Dies wird dadurch deutlich, dass der notwendige Lebensunterhalt dem Umfang nach der Bemessung des § 42 Nr. 1-3 SGB XII „entspricht“. Rein rechnerisch soll der Lebensunterhalt in Einrichtung, demjenigen außerhalb von Einrichtungen entsprechen, was wohlgemerkt materiell tatsächlich nicht der Fall ist.

Die Entsprechungsregelung in § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB XII kann aber weder zu einer Ausweitung noch zu einer Verkürzung des materiellen Anspruchs nach Art, Inhalt und Umfang sowie der Vergütung aufgrund der Vereinbarung nach § 93 Abs. 2 BSHG bzw. § 75 Abs. 3 SGB XII führen. Eine materielle Hilfegewährung allein auf der Grundlage des § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB XII würde auch gegen das Bedarfsdeckungsprinzip verstoßen, da der Bedarf tatsächlich nur im Rahmen des nach § 93 Abs. 2 BSHG bzw. § 75 Abs. 3 SGB XII vereinbarten entsteht. 

Es handelt sich auch nicht wie bei der Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen um eine inhaltliche Pauschalierung, denn für Hilfen in Einrichtungen gilt das speziellere System des prospektiven Entgelts mit seinen Grundsätzen und Voraussetzungen nach den §§ 93 ff. BSHG bzw. 75 ff. SGB XII, welches demnach Vorrang hat.

Mit § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB XII, und dem Bezug auf die Grundsicherungsleistungen, ist zudem keine Aussage über die Leistungsart (Grundsicherung, Hilfe zum Lebensunterhalt oder teilweise maßnahmebedingte Leistung) getroffen.

Die sich aus dem materiellen Anspruch ergebende Vergütungen ist daher lediglich bis zu der rechnerischen Größe nach § 35 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 42 Nr. 1-3 SGB XII der Hilfe zum Lebensunterhalt zuzuordnen. Der Rest der Vergütungssumme ist demnach immer maßnahmebedingt.

Diese formelle Zuordnung hat neben ihren strukturpolitischen Zielen ihre rechnerische Bedeutung nur dort, wo besondere Leistungen oder zweckgerichtete Einnahmen eventuell an einen Bedarf an Hilfe zum Lebensunterhalt anknüpfen. Hier soll durch den Einrichtungsaufenthalt keine Schlechter- oder Besserstellung erfolgen.

Die tatsächliche, aber nicht näher zu beziffernde Höhe dessen, was man üblicherweise dem Lebensunterhalt zuordnen würde, kann über oder auch unter der Bemessung nach § 42 Nr. 1-3 SGB XII liegen. 

So kann z.B. bei geförderten Pflegeeinrichtungen der Betrag nach § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB XII für den Regelsatz und die angemessenen Unterkunftskosten über dem noch verbleibenden ungeförderten Investitionsbetrag nach § 82 Abs. 3 SGB XI und dem Entgelt für Unterkunft und Verpflegung liegen. Die verglichenen Bereiche spiegeln aber schon nicht zwingend die gleichen Inhalte wider. Eine exakte Zuordnung des Entgelts für Unterkunft und Verpflegung erscheint noch annähernd plausibel, die des Investitionsbetrages schließt sich jedoch bereits aus. Im Übrigen kann auch hinsichtlich des Pflegesatzes über eine Abgrenzung ausgiebig gestritten werden, ohne dass dies für das Ergebnis relevant würde. Bei der derzeitigen Systematik der Basisermittlung für die Berechnung der Leistungen der Pflegekasse spielt dies ebenfalls keine Rolle.

Daher ist in diesen Fällen ein bis zur Bemessung nach § 42 Nr. 1-3 SGB XII reichender Anteil am Pflegesatz auch dem Lebensunterhalt zuzuordnen. Nur der verbleibende Anteil am Pflegesatz ist dann noch maßnahmebedingt.

In der Anlage füge ich eine rechnerische Darstellung bei, die ausschließlich den Zweck hat, die Funktion des § 35 Abs. 1 Satz 2 SGB XII zu verdeutlichen. Hinsichtlich der materiellen Ansprüche und der daraus folgenden Berechnung erhebt sie keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

Mit freundlichen Grüßen
Jörg Rabe
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